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„Die Masern und das zwangsweise Schulfrei“

Allgemeines und Besonderes Verwaltungsrecht
Examen
5 Stunden
VwGO, (NRW)VwVfG, BGB, ZPO sowie hier abgedruckte Teile des IfSG und des TierGesG

& SACHVERHALT
Die 12 Jahre alte Schülerin (S) besucht im Schuljahr 2014/2015 die 6. Klasse eines städti-
schen Gymnasiums in der nordrhein-westfälischen kreisfreien Stadt W. Sie wird an jedem
Schultag von einem Elternteil mit dem Auto zur Schule gefahren. Anfang 2015 traten an
einer vom Gymnasium der S etwa 400 Meter entfernten Grundschule verstärkt (harmlos
verlaufende) Masernerkrankungen auf. Zwischen Gymnasium und Grundschule befinden
sich zahlreiche Einrichtungen (Spielplatz, Bibliothek und Bushaltstelle), die von Schülern
beider Schulen genutzt werden. Des Weiteren bietet das Gymnasium Schülerprojekte in den
Nachmittagsstunden an. Einige dieser Veranstaltungen finden aus Platzgründen in den
Räumlichkeiten der Grundschule statt. S nimmt keines dieser Angebote wahr. Das zuständi-
ge Gesundheitsamt (G) der Stadt W versuchte die Ausbreitung der Masern durch verschie-
dene Schutzmaßnahmen zu verhindern. So wurden etwa im Februar 2015, nach Ankündi-
gung durch die Schulleiter mittels von G verfasster Rundschreiben, die Impfausweise der
Schüler beider Schulen von Mitarbeitern des G überprüft und allen Schülern, aus deren
Impfausweisen sich ergab, dass sie bisher keine Impfung gegen Masern hatten vornehmen
lassen, eine Schutzimpfung angeboten. S war als eine von wenigen Schülern bisher weder
geimpft, noch hatte sie eine Masernerkrankung durchgemacht. Ihre Eltern hatten S ein
Schreiben zur Impfpasskontrolle mitgegeben, in dem sie eine Impfung ablehnten. Am
Abend des 27.2.2015 sind Impfpasskontrollen und Schutzimpfungen abgeschlossen. Nur S
und zwei Mitschüler waren danach weder geimpft (worden) noch hatten sie eine Masern-
vorerkrankung.

Als S am Montag, dem 2.3.2015, noch vor 7 Uhr in der Schule erscheint, wird sie von ihrer
Klassenlehrerin bereits auf dem Schulhof abgefangen und direkt in das Zimmer der Schullei-
tung geschickt. Dort teilt man ihr mündlich mit, dass sie die Schule bis einschließlich Montag
der Folgewoche (9.3.2015) nicht besuchen dürfe. Dies habe das städtische Gesundheitsamt
entschieden, auf dessen Weisung man nunmehr handele. Hintergrund für die Entscheidung
sei die Einschätzung des G, dass ein Schulbetretungsverbot gegenüber allen Schülern für
erforderlich gehalten werde, die ungeimpft und auch nicht aufgrund einer Vorerkrankung
gegen Masern immun seien. S werde insoweit als ansteckungsverdächtig angesehen. Eine
Untersuchung der S durch eine in der Schule anwesende Ärztin des G erfolgte nicht. Ebenso
wenig wurde sie zu Kontakten mit an Masern erkrankten Schülern der benachbarten Grund-
schule befragt.

Daraufhin tritt S den Heimweg an. Zu Hause berichtet sie ihren Eltern von den Vor-
kommnissen. Verständnis für die Entscheidung des G hat niemand von den dreien. Offenbar
solle durch die Hintertür eine gesetzlich nicht normierte Impfpflicht eingeführt werden.
Auch sei das Schulbetretungsverbot weder notwendig noch die S geeigneter Adressat der
Maßnahme, da von ihr mangels privaten Kontakts zu den Schülern der Grundschule keine
Ansteckungsgefahr ausgehe. Auch den Spielplatz benutze sie nicht mehr und die Bibliothek
habe sie im Jahre 2014 nur einmalig und zwar kurz vor Weihnachten aufgesucht. Mit am
Folgetag bei G eingehendem Schreiben protestieren die Eltern der S mit diesen Argumenten
gegen das Schulbetretungsverbot und fordern dessen umgehende Aufhebung. Daraufhin
wird ihnen am 6.3.2015 von G mitgeteilt, dass die Maßnahme zwar nach wie vor für
rechtmäßig erachtet werde und die Behörde auch zukünftig in vergleichbaren Situationen
entsprechend verfahren werde. In Anbetracht dessen, dass in der nun zu Ende gehenden
Woche keine Neuerkrankungen aufgetreten seien, werde das Verbot aber auf fünf Tage
verkürzt. Mithin könne die S schon am Montag, dem 9.3.2015, wieder am Schulunterricht
teilnehmen. Den Eltern der S und S selbst genügt dies jedoch nicht. Sie sind über den
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verpassten Unterricht einer ganzen Woche ebenso verärgert, wie über den Umstand, dass G
in ihren Augen „uneinsichtig“ ist.

Am 7.4.2015 erhebt S deshalb Klage beim zuständigen Verwaltungsgericht in D.

Wie wird das Gericht entscheiden?

Bearbeitervermerk: Im Rahmen der Begründetheitsprüfung der Klage ist in jedem Fall auf alle durch
den Sachverhalt aufgeworfenen Fragen gutachterlich einzugehen!

Auszug aus dem Gesetz zur Verhütung und Bekämpfung von Infektionskrankheiten beim
Menschen (Infektionsschutzgesetz – IfSG)

§ 1 Zweck des Gesetzes
(1) Zweck des Gesetzes ist es, übertragbaren Krankheiten beim Menschen vorzubeugen, Infektionen
frühzeitig zu erkennen und ihre Weiterverbreitung zu verhindern.
…

§ 2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes ist
…
3. übertragbare Krankheit

eine durch Krankheitserreger oder deren toxische Produkte, die unmittelbar oder mittelbar auf den
Menschen übertragen werden, verursachte Krankheit,

4. Kranker
eine Person, die an einer übertragbaren Krankheit erkrankt ist,

5. Krankheitsverdächtiger
eine Person, bei der Symptome bestehen, welche das Vorliegen einer bestimmten übertragbaren
Krankheit vermuten lassen,

6. Ausscheider
eine Person, die Krankheitserreger ausscheidet und dadurch eine Ansteckungsquelle für die All-
gemeinheit sein kann, ohne krank oder krankheitsverdächtig zu sein,

7. Ansteckungsverdächtiger
eine Person, von der anzunehmen ist, dass sie Krankheitserreger aufgenommen hat, ohne krank,
krankheitsverdächtig oder Ausscheider zu sein,
…

9. Schutzimpfung
die Gabe eines Impfstoffes mit dem Ziel, vor einer übertragbaren Krankheit zu schützen,

…

§ 6 Meldepflichtige Krankheiten
(1) Namentlich ist zu melden:
1. der Krankheitsverdacht, die Erkrankung sowie der Tod an

…
h) Masern

§ 28 Schutzmaßnahmen
(1) Werden Kranke, Krankheitsverdächtige, Ansteckungsverdächtige oder Ausscheider festgestellt oder
ergibt sich, dass ein Verstorbener krank, krankheitsverdächtig oder Ausscheider war, so trifft die
zuständige Behörde die notwendigen Schutzmaßnahmen, insbesondere die in den §§ 29 bis 31
genannten, soweit und solange es zur Verhinderung der Verbreitung übertragbarer Krankheiten er-
forderlich ist. Unter den Voraussetzungen von Satz 1 kann die zuständige Behörde Veranstaltungen
oder sonstige Ansammlungen einer größeren Anzahl von Menschen beschränken oder verbieten und
Badeanstalten oder in § 33 genannte Gemeinschaftseinrichtungen oder Teile davon schließen; sie kann
auch Personen verpflichten, den Ort, an dem sie sich befinden, nicht zu verlassen oder von ihr bestimmte
Orte nicht zu betreten, bis die notwendigen Schutzmaßnahmen durchgeführt worden sind. Eine Heilbe-
handlung darf nicht angeordnet werden. Die Grundrechte der Freiheit der Person (Artikel 2 Abs. 2
Satz 2 Grundgesetz), der Versammlungsfreiheit (Artikel 8 Grundgesetz) und der Unverletzlichkeit der
Wohnung (Artikel 13 Abs. 1 Grundgesetz) werden insoweit eingeschränkt.
(2) …

§ 33 Gemeinschaftseinrichtungen
Gemeinschaftseinrichtungen im Sinne dieses Gesetzes sind Einrichtungen, in denen überwiegend Säug-
linge, Kinder oder Jugendliche betreut werden, insbesondere Kinderkrippen, Kindergärten, Kindertages-
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stätten, Kinderhorte, Schulen oder sonstige Ausbildungseinrichtungen, Heime, Ferienlager und ähnliche
Einrichtungen.

§ 34 Gesundheitliche Anforderungen, Mitwirkungspflichten, Aufgaben des Gesundheitsamtes
(1) Personen, die an
…
9. Masern

erkrankt oder dessen verdächtig oder die verlaust sind, dürfen in den in § 33 genannten Gemein-
schaftseinrichtungen keine Lehr-, Erziehungs-, Pflege-, Aufsichts- oder sonstige Tätigkeiten aus-
üben, bei denen sie Kontakt zu den dort Betreuten haben, bis nach ärztlichem Urteil eine Weiterver-
breitung der Krankheit oder der Verlausung durch sie nicht mehr zu befürchten ist. Satz 1 gilt
entsprechend für die in der Gemeinschaftseinrichtung Betreuten mit der Maßgabe, dass sie die dem
Betrieb der Gemeinschaftseinrichtung dienenden Räume nicht betreten, Einrichtungen der Gemein-
schaftseinrichtung nicht benutzen und an Veranstaltungen der Gemeinschaftseinrichtung nicht
teilnehmen dürfen.

Auszug aus dem Gesetz zur Vorbeugung vor und Bekämpfung von Tierseuchen (Tiergesund-
heitsgesetz – TierGesG)

§ 2 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes sind
…
8. ansteckungsverdächtige Tiere:

Tiere, die nicht seuchenverdächtig sind, bei denen aber nicht auszuschließen ist, dass sie den
Tierseuchenerreger aufgenommen haben,

…

& LÖSUNG
Das Verwaltungsgericht wird der Klage stattgeben, wenn diese zulässig und begründet ist.

A. ZULÄSSIGKEIT

I. Eröffnung des Verwaltungsrechtsweges
Der Verwaltungsrechtsweg ist gem. § 40 I 1 VwGO eröffnet. Bei den streitentscheidenden
Normen handelt es sich um solche des IfSG (§§ 28 I, 34 I 2 iVm § 2 Nr. 7), die im Sinne der
Sonderrechtstheorie (ausführlich hierzu sowie zu weiteren Theorien zur Abgrenzung zwi-
schen öffentlichem und privatem Recht Detterbeck, Allgemeines Verwaltungsrecht mit Ver-
waltungsprozessrecht, 12. Aufl. 2014, Rn. 21 ff.) ausschließlich einen Träger hoheitlicher
Gewalt berechtigen und verpflichten.

II. Statthafte Klageart
Das Begehren der S richtet sich gegen das Schulbetretungsverbot und damit gegen einen
Verwaltungsakt im Sinne des § 35 S. 1 VwVfG. Dessen Aufhebung wäre gemäß § 42 I
VwGO durch eine Anfechtungsklage zu erreichen. Allerdings hat das Gesundheitsamt der
Stadt W das ausgesprochene Verbot am 6.3.2015 selbst wieder aufgehoben und konnte S
seitdem die Schule wieder ohne Probleme besuchen. Der Verwaltungsakt hat somit seine
Wirkung gänzlich verloren; mithin ist Erledigung eingetreten (zum Begriff der Erledigung
s. Schenke, Verwaltungsprozessrecht, 14. Aufl. 2014, Rn. 30 ff.; Hufen, Verwaltungsprozess-
recht, 9. Aufl. 2013, § 18 Rn. 40). Somit könnte eine Fortsetzungsfeststellungsklage gemäß
§ 113 I 4 VwGO statthaft sein. Dies setzt voraus, dass sich ein Verwaltungsakt nach
Erhebung einer Klage erledigt hat. Hier trat die Erledigung aber am 7.3.2015, also vor
Klageerhebung am 7.4.2015 ein. Eine direkte Anwendung der Norm scheidet daher aus.
Denkbar erscheint jedoch eine analoge Anwendung der Vorschrift. Dies setzt voraus, dass
die hier vorliegende Interessenlage mit der des § 113 I 4 VwGO vergleichbar ist und zudem
eine planwidrige Regelungslücke vorliegt (zum Analogieschluss als Instrument der Lücken-
füllung im Einzelnen Rüthers/Fischer/Birk, Rechtstheorie mit Juristischer Methodenlehre,
6. Aufl. 2011, Rn. 889 ff.). Letzteres wäre zweifelhaft, wenn S ebenso gut auf anderem Wege
die Rechtswidrigkeit des Schulbetretungsverbots feststellen lassen könnte, also etwa die
Erhebung einer einfachen Feststellungsklage nach § 43 VwGO für solche Fälle vom Gesetz-
geber vorgesehen ist (vgl. in diesem Sinne etwa Ipsen, Allgemeines Verwaltungsrecht,
8. Aufl. 2012, Rn. 1130). Hiergegen spricht indes, dass es oftmals von bloßen Zufälligkeiten
abhängt, ob sich ein Verwaltungsakt schon vor oder erst nach Klageerhebung erledigt. Die
statthafte Klageart von solchen Unwägbarkeiten abhängig zu machen, widerspricht dem
Gedanken der Rechtssicherheit, während eine umfassende Anwendung des § 113 I 4

Abwägung zwischen
einfacher Feststellungsklage

und Fortsetzungsfeststel-
lungsklage bei Erledigung

eines VA nach Klageerhebung
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